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Mit dem vorliegenden Bericht der Landesregierung erfolgt die in dem 
Anmeldungsschreiben der FDP-Fraktion vom 24. Juni 2026 erbetene Unterrichtung 
zum vorbezeichneten Tagesordnungspunkt.  

Im Bereich des Antidiskriminierungsrechts bestehen trotz gesetzgeberischer Tätigkeit 
auf Bundes- und Landesebene immer noch Schutzlücken, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben. Derartige Lücken folgen 
bereits aus dem Umstand, dass in der föderalen Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland die Länder für einzelne Aspekte der Umsetzung der 
Antidiskriminierungsrichtlinie 2000/43/EG zuständig sind. Insbesondere der 
Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes beschränkt sich 
auf die Felder der Erwerbstätigkeit und des Privatrechtsverkehrs, sodass es einen 
Diskriminierungsschutz bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben, u.a. durch die 
Landesverwaltung, nicht im vergleichbaren Maße gibt. 

Der von der Landesregierung eingebrachte Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, diesen 
verfassungsrechtlichen Schutz zu konkretisieren, zu systematisieren und seine 
praktische Durchsetzung zu erleichtern. Ziel ist damit nicht die Schaffung völlig neuer 
Rechtspositionen, sondern die Stärkung der praktischen Wirksamkeit des 
bestehenden Diskriminierungsschutzes im staatlichen Bereich. 

Mit dem im parlamentarischen Verfahren eingebrachten Änderungsantrag der 
regierungstragenden Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(Drucksache 18/20117) wird der Gesetzentwurf im Interesse einer einfacheren 
praktischen Handhabbarkeit der Regelungen punktuell angepasst. Dies umfasst den 
Verzicht auf die ursprünglich vorgesehene offene Ausgestaltung des Katalogs der 
Diskriminierungsmerkmale in § 4 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs. Stattdessen soll 
ein abschließender Katalog von Diskriminierungsmerkmalen eingeführt werden. Inhalt 
und Umfang dieses Kataloges orientieren sich dabei im Wesentlichen an Merkmalen, 
die auch in antidiskriminierungsrechtlichen Vorschriften anderer Normgeber wie etwa 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz oder Antidiskriminierungsgesetzen anderer Länder ihren 
Niederschlag gefunden haben.  

§ 4 Abs. 4 des Gesetzentwurfs erfasst Fälle der mittelbaren Diskriminierung. Eine 
solche liegt vor, wenn scheinbar neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren 
bestimmte Personengruppen mit einem geschützten Merkmal tatsächlich stärker 
benachteiligen als andere. Entscheidend ist dabei nicht die Absicht einer Regelung, 
sondern ihre tatsächliche Wirkung auf eine bestimmte Gruppe. Eine mittelbare 
Diskriminierung kann zudem auch durch digitale Verfahren, etwa Algorithmen oder 
Anwendungen künstlicher Intelligenz, verursacht werden. Weitergehende 
diesbezügliche Ausführungen sowie ein Beispiel finden sich im Gesetzentwurf in der 
Begründung zu § 4 Abs. 4. 

Mit der Einführung eines abschließenden Kataloges von Diskriminierungsmerkmalen 
würde sich die Prüfung einer mittelbaren Diskriminierung auf die abschließend in § 4 
Absatz 2 Satz 1 genannten Merkmale beschränken. 
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Mit dem im parlamentarischen Verfahren eingebrachten Änderungsantrag der 
regierungstragenden Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(Drucksache 18/20117) soll ferner der Regelungsgehalt zur Frage der 
Beweiserleichterung durch einen „Kausalitätsnachweis“ präzisiert und in seiner 
Handhabbarkeit im Rechtsverkehr verbessert werden. Zudem soll mit dieser Änderung 
verdeutlicht werden, dass es sich nicht um eine Beweislastumkehr, sondern um eine 
auf den Kausalzusammenhang bezogene Nachweisregel handelt. 

Danach bleibt die betroffene Person zunächst verpflichtet, konkrete Tatsachen zu 
beweisen, die eine Diskriminierung überwiegend wahrscheinlich machen. Einen 
Kläger bzw. eine Klägerin trifft weiter die volle Darlegungslast, insbesondere sind alle 
Tatsachen vorzutragen, die den vom Diskriminierungsverbot umfassten Tatbestand 
erfüllen. Diese müssen schlüssig dargelegt und es muss bewiesen werden, dass eine 
Klägerin bzw. ein Kläger im Verhältnis zu anderen Personen benachteiligt worden ist. 
Erst wenn dies erreicht ist, obliegt es der anderen Partei nachzuweisen, dass kein 
Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Diskriminierung vorgelegen hat. 
Diese Beweiserleichterung zu Gunsten Diskriminierungsbetroffener erscheint auch 
weiterhin geboten. Sie dient vorrangig dem Ausgleich von Asymmetrien bei der 
Informationslage und den damit typischerweise verbundenen Beweisschwierigkeiten. 
Während auf Seiten der handelnden Behörde Motivlagen, Umstände einer 
Entscheidung und die sie tragenden Erwägungen regelmäßig bekannt und vielfach 
auch dokumentiert sind, ist der oder die Diskriminierungsbetroffene allein auf 
diejenigen Informationen beschränkt, die für ihn oder sie aus seiner oder ihrer 
Empfängerperspektive wahrnehmbar sind, mithin also etwa den Wortlaut eines 
Bescheids oder mündlich mitgeteilte Umstände. Ergänzend sei darauf hingewiesen, 
dass die Beweiserleichterung des Berliner Landesantidiskriminierungsgesetzes mit 
ihrer Vermutungsregelung und der Voraussetzung bloßer Glaubhaftmachung als 
Beweismaß bereits zuvor deutlich weiter reichte als die im nordrhein-westfälischen 
Gesetzentwurf enthaltene Fassung.  

Der Gesetzentwurf schafft überdies keine neue Kategorie zwischen den Bewertungen 
„rechtmäßig“ und „rechtswidrig“. Schon begrifflich ist Verwaltungshandeln, das gegen 
geltendes Recht verstößt, rechtswidrig. Das gilt somit auch bei einem Verstoß gegen 
das Antidiskriminierungsrecht. Zentrale Vorschrift des Gesetzentwurfs ist das 
allgemeine Diskriminierungsverbot (§ 4). Diskriminierung wird dabei als eigenständige 
Rechtsverletzung verstanden, die zur Rechtswidrigkeit des Verwaltungshandelns 
führen kann.  

Ziel des Gesetzentwurfs ist somit nicht die „Ahndung innerer Motive“, sondern die 
Vermeidung von und der wirksame Schutz betroffener Personen vor Diskriminierungen 
bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch öffentliche Stellen des Landes.  

Hinsichtlich der Dokumentation vollzuglicher Entscheidungen erfolgen diese bereits 
jetzt in den entsprechenden IT-Fachverfahren. Soweit im Übrigen weitere 
Dokumentationen erforderlich wären, ist dies durch das bestehende System mit dem 
vorhandenen Personal sichergestellt.  
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Die Planung von Fortbildungsangeboten richtet sich nach dem jeweiligen Bedarf. Im 
Fortbildungsprogramm des Kompetenzzentrums für Vielfalt und Antidiskriminierung 
der Justiz NRW (KoViA) gibt es bereits eine Reihe von Fortbildungsangeboten, die auf 
eine Sensibilisierung für Diskriminierungsphänomene und einen professionellen 
Umgang damit abzielen und die mit einem anteiligen Platzkontingent auch 
Bediensteten des Justizvollzugs offenstehen. Spezielle Schulungen der 
Justizvollzugsbediensteten oder spezifische Empfehlungen für den Justizvollzug sind 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorgesehen. 

Die Regelungen des Gesetzes vermeiden nach innen wie außen diskriminierendes 
Verhalten und fördern auch behördenintern eine Kultur der gegenseitigen 
Wertschätzung und Toleranz. Zugleich schaffen die Regelungen für die Amtsträger 
einen klaren Rechtsrahmen. Damit erhalten die Beschäftigten mehr Klarheit und 
Orientierung für ein diskriminierungsfreies Verwaltungshandeln. Dies zusammen 
stärkt die Attraktivität des öffentlichen Dienstes und fügt sich in die 
Attraktivitätsoffensive der Landesregierung ein. Dass die neuen Regelungen in 
rechtsmissbräuchlicher Weise genutzt werden, ist nicht zu erwarten. Hiergegen 
spricht, dass das Land Berlin mit der Existenz des Gesetzes befriedende Effekte erzielt 
hat. Zu einer Vielzahl von Gerichtsverfahren und Entschädigungsklagen ist es dort 
nicht gekommen. 

Dem Land ist es zudem aufgrund seiner Verfassungsautonomie unbenommen, 
antidiskriminierungsrechtliche Regelungen zunächst nur für den eigenen 
Wirkungskreis zu treffen. Das Land verfügt für die eigenen Behörden über bessere 
Steuerungsmöglichkeiten; dieser Umstand stellt eine möglichst einheitliche 
Anwendungspraxis sicher. Im Falle einer Erstreckung des Anwendungsbereichs des 
Gesetzes auf Kommunen hätte voraussichtlich eine Aufgabenübertragung als 
pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe erfolgen müssen, da eine Übertragung als 
Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach Weisung die notwendige Einheitlichkeit der 
Anwendung der neuen Vorschriften möglicherweise nicht garantiert hätte. Die Geltung 
des Gesetzes nur für Landesbehörden kann überdies als Einstieg in das 
Antidiskriminierungsrecht betrachtet werden, um zunächst Erfahrungen zu sammeln 
und diese zu bewerten.  
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